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Gewerkschaften bieten keine Hand für einen schlechteren
Lohnschutz

Von PPS

Bundesrat gibt im EU-Verhandlungsmandat Teile des Lohnschutzes auf

(Bern)(PPS) Das heute vom Bundesrat verabschiedete Mandat für die
Verhandlungen mit der EU-Kommission zielt auf eine schmerzhafte
Verschlechterung des Lohnschutzes. Es schafft die Kaution weitgehend ab.
Es eröffnet die Möglichkeit, dass die Arbeitgeber bei auswärtigen Arbeiten
die Übernachtungen und die Verpflegung nicht mehr bezahlen müssen. Es
schwächt das Instrument der Dienstleistungssperre und verkürzt die
Voranmeldepflicht, so dass die Kontrolle halbkrimineller Firmen schwieriger
wird.

Wir Gewerkschaften haben in den letzten Monaten unsere Bereitschaft signalisiert, an
einem Umbau der Flankierenden Massnahmen mitzuwirken, so dass ein Vertrag mit
der EU möglich ist. Wir haben zahlreiche Lösungsvorschläge gemacht. Wir haben
aber auch immer deutlich gesagt, dass wir Verhandlungen mit der EU-Kommission
nicht unterstützen, welche den Lohnschutz nicht gewährleisten.

Heute müssen wir feststellen, dass der Bundesrat seinen Unterhändlern die
Kompetenz gibt, Teile der Flankierenden Massnahmen in den Verhandlungen
preiszugeben, ohne dass es verbindliche Zusicherungen gibt, wie die daraus
entstehenden Lücken im Lohnschutz geschlossen und die bestehenden Probleme
gelöst werden. Der vom Bundesrat eingeschlagene Weg ist für uns nicht gangbar.
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Die Gewerkschaften haben die Bilateralen Verträge der Schweiz bisher unterstützt,
unter der Bedingung, dass die Löhne und die Arbeitsbedingungen geschützt sind und
der Service public gewährleistet ist. Die Bilateralen Verträge müssen den
Arbeitnehmenden in der Schweiz nützen. Die Flankierenden Massnahmen spielen
dabei eine Schlüsselrolle. Denn das Dumpingrisiko ist in der Schweiz besonders hoch.

Der Bundesrat hat der Bevölkerung in der Volksabstimmung zu den Bilateralen I und
zur Personenfreizügigkeit im Jahr 2000 «einen umfassenden Schutz vor Lohn- und
Sozialdumping» versprochen. Der heutige Beschluss ist eine Abkehr von diesem
Versprechen.

Beim Strom unterstützt der SGB die Bestrebungen, Teil des europäischen
Hochspannungsnetzes zu bleiben. Eine Strommarktöffnung lehnt er ab, da diese
negative Auswirkungen auf die Stromversorgung und die Preise im Inland haben wird.
Das Wahlmodell ist für uns nicht mehr als eine Scheinlösung. Und wir sehen keinen
Grund, den Service public auf der Schiene in Frage zu stellen.
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